
Neue Partei 
ist notwendig!

von Sonja Grusch, SLP-Wien

Zwei Drittel sind mit der Regierung
unzufrieden - Zwei Drittel sind gegen
Neuwahlen. Ein Widerspruch? Im
Gegenteil: Die Zahlen zeigen, dass vie-
len bewusst ist, dass Neuwahlen an der
Politik wenig ändern würden, dass eine
kommende Regierung ähnliche Angrif-
fe auf das Gesundheitswesen und auf
Arbeitslose durchführen würde. Und:
Wen sollte man bei Neuwahlen wählen?
Wir meinen: Notwendig ist etwas wirk-
lich Neues und Anderes: Eine Partei für
ArbeiterInnen, Jugendliche und sozial
Schwache, deren FunktionärInnen kei-
ne Privilegien haben sondern Wider-
stand gegen Sozialabbau organisieren.
Eine Politik, die sich nicht an Profiten
orientiert, sondern an den Bedürfnis-
sen von Berufstätigen & Arbeitslosen,
von Jugendlichen & PensionistInnen,
von In- & AusländerInnen.

Warum wirkt diese Regierung 
auf viele wie ein Kasperltheater? 

uWeil sich gegenüber der Schüssel-
regierung kaum etwas geändert hat -
Stichwort Pensionsreform, Asylpoli-
tik, Polizeibefugnisse, Abfangjäger
und Studiengebühren.

uWeil die Große Koalition mit den
Angriffen auf ArbeitnehmerInnen
weiter macht; z.B. durch die Auswei-
tung der Normalarbeitszeit auf zehn
Stunden.

uWeil sich SPÖ und ÖVP - angesichts
wachsender Unzufriedenheit - dafür
gegenseitig die Schuld zuschieben.

uUnd weil die SPÖ, während das
ÖVP-Innenministerium tief im
Sumpf steckt, offenbar nichts Besse-
res zu tun hat, als der Strache-Trup-
pe Avancen zu machen.

Aber selbst wenn es zu Neuwahlen kä-
me, würden sie wenig ändern. Eine
neuerliche Auflage der aktuellen Koali-
tion, wäre gar nicht unwahrscheinlich.
Nach der Wahl wäre also vor der Wahl.
Und d.h. weiterer Sozialabbau und wei-
tere Militarisierung. Es ist zu befürch-
ten, dass der ÖGB und manche Linken

wieder argumentieren werden, man
müsse die SPÖ oder die Grünen wäh-
len; als (vermeintlich) “kleineres Übel”
um Schlimmeres zu verhindern. Doch
wer dieses “Übel” wählt, wählt die jetzi-
ge Politik bzw. riskiert ein Weiterregie-
ren der ÖVP - wie Schwarz-Grün in
Graz einmal mehr beweist. Nicht zu-
letzt kann mit einer solchen Wahl die
FPÖ mit ihren Hassparolen und
Scheinlösungen nicht gestoppt, son-
dern langfristig mit ziemlicher Sicher-
heit gestärkt werden.

Wählen wir höhere Löhne

Der ohnehin schwache “Aufschwung”
neigt sich bereits seinem Ende zu. Mehr
im Börsel haben wir davon nicht ge-
habt. Die vom ÖGB ausverhandelten
Lohnerhöhungen werden von der ho-
hen Inflation wieder aufgefressen. Dar-
an würden weder Einmalzahlungen wie
der “Gusi-Hunderter” noch eine Steu-
erreform etwas ändern. Eine Steuerre-

form wäre nur dann sinnvoll, wenn in-
direkte Steuern wie die Mehrwertssteu-
er - die Menschen mit niedrigerem Ein-
kommen stärker treffen - abgeschafft
würden und Vermögen, das in Öster-
reich vom Finanzamt kaum angegriffen
wird, hoch besteuert würde. Aber dafür
steht keine der Parlamentsparteien. Im
Gegenteil zeigt Finanzminister Molte-
rer kein großes Interesse an den Lich-
tensteiner Daten über SteuersünderIn-
nen (bei denen es sich nur um Großver-
dienerInnen handelt). Damit wir am
Ende des Monats noch Geld haben,
müssen wir am Anfang mehr bekom-
men - wir müssen also für Lohnerhö-
hungen kämpfen, die die Reallohnver-
luste der letzten Jahre wettmachen.

Stimmen wir gegen Rassismus

Die große Gewinnerin von Neuwah-
len wäre - neben der inzwischen wohl
größten Partei der NichtwählerInnen -
die FPÖ. Und weil sowohl ÖVP als auch

SPÖ in diesem WählerInnenpool mit-
fischen wollen, wird versucht, sich an
die rassistischen Botschaften der FPÖ
anzubiedern. Da wird gegen Flüchtlin-
ge, gegen “ScheinasylantInnen” und ge-
gen Moslems gewettert - und nicht nur
aus der FPÖ. Der Erfolg der FPÖ hat
zwei Ursachen: Sie fördert und bedient
eine rassistische Stimmung, die Mi-
grantInnen die Schuld für soziale Pro-
bleme zuschiebt. Sie kann sich aber
auch mit scheinbar sozialen Forderun-
gen als (scheinbare) Alternative zu den
etablierten Parteien präsentieren. Das
kann ihr nur solange gelingen, als es
keine echte Alternative gibt, die kämp-
ferisch und anti-rassistisch die Interes-
sen der ArbeiterInnenklasse vertritt.

Neue Partei notwendig!

Damit Neuwahlen einen Sinn ma-
chen, braucht es eine neue politische
Vertretung der ArbeiterInnenklasse.
Die SLP meint seit längerem, dass wir
eine neue Partei für ArbeiterInnen und
Jugendliche brauchen. Eine Partei die
demokratisch ist, und in der nicht ab-
gehobene, überbezahlte FunktionärIn-
nen entscheiden, sondern die Mitglie-
der und AktivistInnen. Eine Partei die
kämpferisch ist und Widerstand gegen
Stellenabbau, Pensionskürzungen und
Überwachungsstaat organisiert. Eine
Partei, die nicht in der “Mitte”steht und
dabei die Interessen der Unternehmen
umsetzt, sondern die klar und kompro-
misslos auf Seiten der ArbeiterInnen-
klasse steht. Eine Partei, die nicht mit
dem Rassismus liebäugelt, sondern In-
und AusländerInnen gemeinsam orga-
nisiert. Eine solche Partei braucht es.
Dass es möglich ist, eine politische Al-
ternative aufzubauen zeigt die Ent-
wicklung der Linken in Deutschland.
Damit eine solche neue Kraft entsteht
braucht es soziale Bewegungen, Klas-
senkämpfe und Menschen, die bereit
sind, Schritte in diese Richtung zu set-
zen. Die SLP sieht es als ihre Aufgabe,
die Vorraussetzungen für eine solche
neue politische Kraft zu schaffen und
sich an ihrem Aufbau aktiv zu beteili-
gen.
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Österreich 

Niederösterreich:
Alles bleibt Erwin? 

Die Wahl in Niederösterreich
brachte eine schwere Schlappe
für die SPÖ. Auch die Grünen
ließen Federn. Die FPÖ und
Erwin Pröll waren die Sieger.
Welche Schlüsse lassen sich
daraus für die Bundespolitik
ziehen? Drohen wieder
schwarz-blaue Zeiten? VOR-
WÄRTS geht diesen Fragen auf
den Grund. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Gleitende Lohnskala
statt Gusi-Hunderter

Was tun angesichts der hohen
Inflationsrate und der Preisan-
stiege bei alltäglichen Gütern?
Der so genannte Gusi-Hun-
derter ist keine Lösung. Eine
gleitende Lohnskala und ein
Ende von Massensteuern sind
gefragt!                            Seite 3

Schwerpunkt 

Bildung: Privileg oder
allgemeines Recht?  

Viel wird diskutiert über Bil-
dung. Doch wohin soll sich
Österreichs Schulsystem ent-
wickeln. VORWÄRTS lässt ei-
nen Schüler, einen Lehrer und
eine Studierende zu Wort
kommen. Seiten 4/5

Internationales

Deutschland: Linksruck

Streiks, Wahlerfolge der LIN-
KEN und selbst die etablierten
Parteien rücken nach links.
Die Entwicklungen in Europas
wichtigstem Land sind von
größter Bedeutung für die
Linke in ganz Europa. VOR-
WÄRTS wirft einen Blick zum
großen Nachbarn. Seite 7
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uGenug vom Kasperltheater der Regierung?   
uGenug von Sozialabbau und Rassismus?
uGenug von der Scheinopposition von FPÖ und Grünen?



von Wolfgang Fischer,
SLP-Wien 

Als "… wichtiger denn je"
bezeichnete SP-Verteidigungs-
minister Darabos die Beteili-
gung der österreichischen Sol-
daten am "humanitären Ein-
satz der EUFOR-Truppen im
Tschad". Doch die wahren
Triebfedern der EU-Beteili-
gung sind Konzerninteressen
und imperialistische Span-
nungen.

Afrika im Fokus 
des Imperialismus

Afrika rückt zunehmend ins
Blickfeld globaler Konzerne,
der Wettlauf um Ressourcen
zwischen China, USA und der
EU hat längst begonnen. Chi-
nas Ökonomie stillt den stark
wachsenden Energie- und
Rohstoffhunger seit Mitte der
90er Jahre am afrikanischen
Kontinent. Die US-Wirtschaft

verstärkt mit Hilfe von IWF
und Weltbank den Zugriff auf
afrikanische Ressourcen. Aber
der EU-Block ist auf Grund
divergierender kapitalisti-
scher Interessen der einzelnen
Nationalstaaten derzeit im
Rückstand. So stehen etwa
sechs große europäische Er-
dölkonzerne (unter ihnen die
OMV) in direkter Konkur-
renz zueinander. Diese inner-
imperialistischen Widersprü-
che behinderten bis jetzt eine
gemeinsame Ausbeutungs-
strategie. Der neue EU-Ver-
trag (GASP/ ESVP) soll den
europäischen Imperialismus
durch militärische Aufrü-
stung und den Aufbau ge-
meinsamer Battle-Troups "fit"
machen.

Stellvertreterkriege

Seit 2004 ist der kriegerische
Konflikt in der an den Tschad
angrenzenden westsudanesi-

schen Provinz Darfur eska-
liert. Die Folge waren zigtau-
sende Tote und über eine Mil-
lion Flüchtlinge. Medial wur-
de der Krieg meist als ethni-
scher Konflikt dargestellt - im
Hintergrund ziehen jedoch
China (auf Seiten des funda-
mentalistischen Sudan-Regi-
mes und der Janjawid-Mili-
zen) und die USA (auf Seiten
verschiedener separatistischer
Bewegungen, die vom Tschad
aus operieren) ihre militäri-
schen Fäden. Nationale Kon-
flikte werden bewusst ge-
schürt, indem einzelne Bevöl-
kerungsteile aufgerüstet wer-
den. Es geht darum, Erdölfel-
der des imperialistischen
Kontrahenten unter Kontrolle
zu bringen. Frankreich als Ex-
Kolonialmacht und der Kon-
zern TOTAL-ELF, der mit bei-
den Ländern Förderverträge
abgeschlossen hat, möchte
den Status Quo beibehalten
sowie den chinesischen und

amerikanischen Einfluss zu-
rückdrängen.

Welche Interessen 
verfolgt Österreich?

Die Interessen des österrei-
chischen Establishments sind
nicht mit denen des französi-
schen Kapitals identisch, zu
begrenzt sind hier die Mög-
lichkeiten des österreichi-
schen Bundesheeres. Ein
Hauptziel besteht jedoch dar-
in, sich als "Macher" in der EU
zu präsentieren und so an Ein-
fluss in den EU-Schaltstellen
zu gewinnen. Und Argumente
zur Aufrüstung des Bundes-
heeres sind auch willkommen.

Auch die OMV betrieb zwi-
schen 1997 und 2003 Erdöl-
bohrungen im Sudan, erst
massive öffentliche Kritik am
diktatorischen Regime zwang
die OMV zu einem Rückzug,
ein neuerliches Engagement
wird nicht ausgeschlossen.

Kampf den Kriegstreibern

Das Bundesheer schützt im
Tschad niemanden, sondern
steht zusammen mit den EU-
FOR-Truppen auf Seiten des
Diktators Deby und letztlich
für die Profite von Konzernen.
Die humanitäre Katastrophe
wird nicht gemildert. Im
Gegenteil ist gerade die impe-
rialistische Politik Ursache für
die derzeitige Situation. Nur
auf Basis multiethnischer Ko-
mitees können Grenzkonflikte
gelöst und die kollektive Nut-
zung der Ressourcen gewähr-
leistet werden. Der Sturz loka-
ler Diktatoren und der Aufbau
sozialistischer Räte und Regie-
rungen stellen den Schlüssel
für diese Entwicklung dar.
* Schluß mit der neokolonialen

Ausbeutung von Tschad und
Sudan

* Nein zur Entsendung österrei-
chischer Truppen, egal ob
unter EU- oder UNO-Mandat
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Wer nichts zu 

verbergen hat, muss 

sich ja nicht fürchten.

von Sonja
Grusch,

SLP-
Bundessprecherin

Anna liest viel und verschie-
denes im Internet. Sie beschäf-
tigt sich mit IRANISCHEN
Märchen. In ihrem Garten hat
sie einen lästigen BUSCH von
dem sie gerne sagt, sie würde
ihn am liebsten mit Stunk und
Stiel AUSROTTEN. Unlängst
hat sie einer Freundin in einem
Mail geschrieben, dass sie sich
von den Telefonkeilern TER-
RORISIERT fühlt. Anna telefo-
niert regelmäßig mit ihrer
Schwester, die einen Freund
namens MOHAMMED hat.

Anna hat sich von ihrem
Freund getrennt - der kann da-
mit nicht umgehen. Er zeigt
Anna an, sie hätte "Kontakte zu
Terroristen". Dank der jüng-
sten Novelle des Sicherheitspo-
lizeigesetzes kann sie leichter
überwacht werden. Handys
und Internet können nun von
der Polizei ohne richterliche
Genehmigung überwacht wer-
den. Und der Polizei ist Anna
ohnehin suspekt, sie war einige
Male auf Demonstrationen.
Die Polizei findet verdächtige
Hinweise, aber für eine Ankla-
ge reicht es nicht. Anna be-
kommt davon nichts mit. Sie
bewirbt sich für eine neue Stel-
le. Einige der Personalchefs
nützen ihre Kontakte zur Poli-
zei um sich Einsicht in Annas
Akte zu verschaffen. Und dort
steht, dass gegen sie wegen des
Verdachtes auf terroristische
Aktivitäten ermittelt wird. Sie
blitzt überall ab.

Die Geschichte ist frei erfun-
den - aber unmöglich ist sie
nicht. Dass die Polizei Infor-
mationen über Menschen wei-
ter gibt, obwohl sie das nicht
darf, ist immer wieder gesche-
hen: z.B. an Personalchefs und
politische Gegner der Betref-
fenden. Und die Überwachung
von Menschen, die der Polizei,
aus welchen Gründen auch im-
mer, nicht gefallen, ist künftig
noch leichter. Beschlossen
wurden diese Schritte Rich-
tung weiterer Überwachung
von SPÖ & ÖVP ohne Diskus-
sion, an der Öffentlichkeit vor-
bei. Argumentiert wird die
Überwachung immer wieder
mit der "Terrorgefahr", der "or-
ganisierten Kriminalität" oder
auch mit "Hilfe" (Platter argu-
mentierte die Handy-Ortung
damit, dass vermisste Personen
im Gebirge so zu finden wä-
ren). Die Erfahrung hat aber
gezeigt, dass staatliche Über-
wachung die Gesellschaft nicht
sicherer gemacht hat, sondern
zur Überwachung der politi-
schen GegnerInnen eingesetzt
wird. Big Brother ist nicht neu-
tral, sondern nützt z.B. Unter-
nehmen, sich lästige Betriebs-
rätInnen vom Hals zu schaffen.

D e r  S t a n d p u n k t

von Gerhard Ziegler, SLP-Linz

Im Land östlich der Enns
scheint die konservative Welt
noch in Ordnung. Die ÖVP
stellt dort seit 1945 ununter-
brochen den Landeshaupt-
mann. Und auch jetzt folgt auf
Erwin Pröll, der mit absoluter
Mehrheit regierte, wieder Er-
win Pröll. Das Land ist trotz
industrieller Kerne wie St.
Pölten, Wr. Neustadt, Krems,
Amstetten, Berndorf, Hirten-
berg, Ternitz u. a. nach wie vor
stark agrarisch geprägt. Dem-
entsprechend präsent sind die
katholische Kirche und der
Bauernbund (und mit ihm
Raiffeisen) in der Öffentlich-
keit - nicht zuletzt auch, weil
stets kompromissbereite Ge-
werkschafts- und SP-Führun-
gen nie in der Lage und wil-
lens waren, eine wirksame
Gegenmacht aufzubauen.

Sieger ohne Gegenwehr 

Dass die ÖVP mit Erwin
Pröll an der Spitze weitere
fünf Jahre regieren wird, stand
eigentlich von Anfang an au-
ßer Zweifel, gab es doch weit
und breit keinen ernsthaften
Gegner. Im Grunde ging es
nur um die Frage: Kann Pröll
sich bei den WählerInnen
glaubhaft von der Bundespo-
litik mit den ständigen Quere-
len zwischen den Koalitions-
parteien und den gegenseiti-
gen Skandal- und Korrup-
tionsvorwürfen abkoppeln
und als Mann über den Din-
gen (und über den Klassen)
stehend präsentieren. Offen-
bar ist ihm dies gelungen.

Doch warum eigentlich? Es
gibt nämlich keinen nieder-
österreichischen "Sonder-
weg". In NÖ wird genauso wie
überall sonst im Land neoli-
beral mit Privatisierungen
(die EVN war einer der ersten
Landesenergieversorger, der

über die Börse privatisiert
wurde), Sozialabbau und An-
griffen auf die demokrati-
schen und sozialen Rechte re-
giert. Doch kaum in einem
anderen Bundesland hat die
"Opposition" so klar gezeigt,
dass sie eigentlich grundsätz-
lich mit dem ÖVP-Landes-
kurs einverstanden ist. Zu-
sätzlich wurde die SPÖ hier
klar für die Bundespolitik ab-
gestraft.

Desaster für die SPÖ 

Für die SP geriet die Wahl
daher nicht überraschend
zum Desaster. Ein Rückgang
beim Stimmenanteil um 8 %
ließ die Sozialdemokraten mit
25,7 % unter die 30-%-Marke
abstürzen.Vor allem Arbeiter-
Innen rannten in Scharen da-
von: Einige Beispiele zur Illu-
stration: St. Pölten minus 12,8
%, Hirtenberg minus 25,3 %,
Berndorf minus 14,3 %,
Neunkirchen minus 17 %,
Amstetten minus 12,1 % usw.
Auch in Gusenbauers Hei-
matgemeinde Ybbs verloren
die Sozialdemokraten über 8
%. Der Unmut an der verblie-
benen Parteibasis ist dement-
sprechend groß. So wird etwa
Bernhard Müller, SP-Bürger-
meister in Wiener Neustadt in
Österreich zitiert: "Wir brau-
chen eine tabulose Personal-
diskussion - in Land und
Bund." (Österreich vom
10.3.08) Die Schlinge um Gu-
senbauer wird also enger. Auf
der einen Seite fühlt sich die
ÖVP im Aufwind. Sie will
künftig die wieder die erste
Geige spielen im Bund und
wird den Sozialdemokraten
bezüglich Steuerreform ein
Ultimatum stellen: Weiterer
Umfaller und Abgehen von
der Forderung nach vorgezo-
gener Steuerreform oder Neu-
wahl. Und was dann? Tatsäch-
lich geistert zur Zeit offenbar

der Gedanken herum, sich
von Strache zumindest dul-
den zu lassen.

Nach rechts geschielt

Als Vorbote für kommende
Wahlkämpfe kann auch der
Umgang mit dem Thema Mi-
grantInnen gesehen werden.
Die FPÖ fuhr wieder einen
scharfen Anti-Moslem-Kurs.
In Bad Vöslau, wo es die De-
batte um einen Moschee-Bau
gibt, konnte sie ihre Stimmen
damit auf 16% vervierfachen
(was aber immer noch bedeu-
tet, dass sie 84% NICHT ge-
wählt haben. Und Pröll ver-
suchte schon im Wahlkampf
in eben diesem WählerInnen-
spektrum zu fischen, als er
Minarette als “artfremd” be-
zeichnete.

Instabilität im Bund wächst -
trotz der ÖVP Absoluten im
Land!

Da auch die Grünen in NÖ
bei knapp 7 % stagnierten
und das BZÖ mit weniger als
1 % hinter der KP blieb, wer-
den diese beiden Parteien
kaum einen raschen Neu-
wahlantrag der ÖVP unter-
stützen. Dadurch wird die
FPÖ, die sich in NÖ durch ih-
re bekannt rassistischen Aus-
sagen gepaart mit Sozialde-
magogie auf über 10 % ver-
doppeln konnten, zum Züng-
lein an der Waage. Interessant
dabei ist übrigens, dass die
Freiheitlichen nicht nur mas-
siv von der SPÖ (32.000 Stim-
men), sondern auch der ÖVP
(22.000 Stimmen) netto ge-
winnen konnte; also vom Un-

mut über beide Großparteien
profitieren konnte. Lassen sie
sich von dem guten NÖ-Wah-
lergebnis zu raschen Neuwah-
len verleiten oder nicht? Wie
auch immer: Die große Koali-
tion wird immer instabiler.

Gerade das Desaster der SPÖ
und das gleichzeitige Fehlen
einer sozialistischen Alterna-
tive, die dieses Vakuum füllen
könnte, macht es der FPÖ
leicht, mit und trotz ihrer ras-
sistischen und ausländer-
feindlichen Propaganda von
Sieg zu Sieg zu eilen. Es wird
daher immer drängender,
konkrete Schritte für den Auf-
bau einer neuen ArbeiterIn-
nen-Partei als Sammlung des
Widerstandes gegen die neoli-
beralen Angriffe zu setzen.
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Es geht nicht um Humanität!

Landesfürst Pröll hätte Revolution verdient - aber SPÖ und Grüne waren nur Jausengegner 

NÖ-Wahl schafft keine Stabilität

Tschad-Intervention der EUFOR: Österreich dabei



von Margarita Döller,
SLP-Wien 

Die Situation der österrei-
chischen ArbeitnehmerInnen
sieht nicht gerade rosig aus.
Die Inflationsrate ist auf dem
höchsten Stand seit 1993 (liegt
Dezember 2007 bei 3,6%), die
Lohnquote (= Anteil der Löh-
ne und Gehälter am BIP) ist
seit 1999 von 72% auf 64,5%
gesunken, die  Krankenkas-
senbeiträge wurden erhöht
und die Herbstlohnrunden
haben nicht die geforderten
4% gebracht. Dies sind alles
Indikatoren dafür, dass eine
finanzielle Entlastung, d.h. ei-
ne Umverteilung von oben
nach unten, in Österreich
dringend notwendig ist. Das
ist bereits so offensichtlich,
dass selbst Kanzler Gusenbau-
er und die ÖVP gezwungen
sind etwas zum Thema zu sa-
gen.

“Gusi Hunderter”? 
Gleitende Lohnskala!

Der Lösungsansatz der SPÖ
sieht folgendermaßen aus: 1,2
Millionen bedürftigen Haus-
halten sollen einmalig 100 Eu-
ro ausgezahlt werden. Das
nennt sich dann “Gusi Hun-
derter” und soll der sinkenden
Kaufkraft entgegen wirken.
Das ist zu wenig! Denn was oft
vergessen wird ist, dass die
“gefühlte” Inflation für den
Großteil der ArbeitnehmerIn-
nen wesentlich größer ist. Die
Inflationsrate wird mit Hilfe
des Warenkorbs berechnet, in

dem sich auch Güter wieder-
finden, die sich Menschen mit
niedrigen Einkommen gar
nicht leisten können. Sie sind
außerdem von Preissteigerun-
gen bei Lebensmitteln (+ 8 %)
und Mietpreisen stärker be-
troffen als andere. Letztere
stiegen in den vergangen Jah-
ren lt. Arbeiterkammer dop-
pelt so stark wie die Löhne.
Wir fordern eine gleitende
Lohnskala, d.h. dass die Löhne
und Gehälter automatisch um
die echte Inflationsrate erhöht
werden und man dann bei den
Lohnrunden nur über Real-
lohnerhöhung verhandelt.
Das würde eine tatsächliche
Verbesserung des Lebensstan-
dards bedeuten und die Lohn-
quote nach oben drücken.

Was schlägt die ÖVP vor?

Die ÖVP ist gegen die “Al-
mosenpolitik” ihres Koali-
tionspartners. Sie fordert ei-
nen Gebührenstopp. Wirt-
schaftsminister Bartenstein
stellt sich das so vor: Öffentli-
che und staatsnahe Betriebe
sollen auf Gebührenerhöhun-
gen verzichten. Energiekosten
und Lebensmittelpreise sollen
besonders beobachtet werden
und die geplante ORF-Ge-
bührenerhöhung soll ausge-
setzt werden. Da fragt man
sich nur, wie lange das anhal-
ten soll und was es tatsächlich
bringt. Denn eines ist sicher:
Mittel- und langfristig bedeu-
tet das nicht mehr Geld für
ArbeitnehmerInnen - im
Gegenteil. Die ÖVP würde die

fehlenden Einnahmen nut-
zen, um die Leistungen weiter
zu reduzieren.

Der Trend der Reallohnver-
luste setzt sich fort und die In-
flationsrate steigt weiter. Um
Inflation dauerhaft zu be-
kämpfen wäre eine Verände-
rung des Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystem notwendig.
Eine Veränderung hin zu einer
demokratisch geplanten Wirt-
schaft, die sich an den Bedürf-
nissen der Menschen orien-
tiert und nicht an Profiten.
Nur so könnten billige Güter
und Dienstleistungen, kombi-
niert mit exsistenzsichernden
Löhnen, dauerhaft garantiert
werden.

Wie soll die 
Steuerreform aussehen?

Inhaltlich geht es bei der ge-
planten Steuerreform haupt-
sächlich um Fragen wie: Sen-
kung oder Erhöhung des Spit-

zensteuersatzes, Besteuerung
des Vermögenszuwachses und
Stärkung der Massenkauf-
kraft durch Steuerentlastun-
gen. Geht es nach der Indu-
striellenvereinigung, so soll
der Spitzensteuersatz  auf 45%
gesenkt werden und die Ein-
kommensgrenze auf 100.000
Euro verdoppelt werden. Dem
gegenüber stehen die verhal-
tenen und vagen Forderungen
der SPÖ. Sozialminister Bu-
chinger will, dass der Spitzen-
steuersatz wenigstens nicht
gesenkt wird und dass Vermö-
genszuwächse mit 0,5 bis 1%
besteuert werden. Wie dabei
die Massenkaufkraft gestärkt
werden soll, muss man mir
erst noch erklären. Denn alle
Vorschläge, die bis jetzt auf
den Tisch gekommen sind,
bringen keine Entlastungen
für ArbeitnehmerInnen. Das
entspricht leider auch dem
Trend der Reformen der let-
zen Jahrzehnte. Deswegen ist

es auch nicht verwunderlich,
dass 23% der ÖsterreicherIn-
nen meinen, sicher nicht von
der nächsten Steuerreform zu
profitieren. Weitere 49% glau-
ben eher nicht an eine Verbes-
serung ihrer finanziellen Situ-
ation.

Weg mit den Massensteuern!

Die SLP fordert die Abschaf-
fung von Massen- und Kon-
sumsteuern (z.B. Mehrwert-
steuer) und eine progressive
Besteuerung von Vermögen.
Auch die Einführung einer
Wertschöpfungsabgabe (die
Maschinenleistung wird be-
steuert und sie wirkt gleich-
zeitig gegen Rationalisierung)
und die Abschaffung des Stif-
tungsrechts würde mehr Geld
in die Staatskasse bringen.
Geld, das dann für Bildung,
Gesundheit und Soziallei-
stungen ausgegeben werden
kann.

von Sven Hilberth,
Betriebratsobmann Radio

Orange 94.0
Präsidiumsmitglied der

Bundesfachgruppe Multimedia
und Informationsdienste der

Kommunikationsgewerkschaf
GPF

Zum Sendestart von Puls 4,
das unter dem neuen Eigentü-
mer Pro7-Sat1-Gruppe wie
der Phönix aus der Asche aus
Puls TV entstanden ist, war der
Sender in allen Medien. Aber
nicht, weil man sich mit dem
neuen Programm ausein-
andersetzte. Der Anlass war ein
ganz anderer: Zwei der bereits
vor Jahren gewählten Betriebs-
räte wurden gekündigt und
dienstfrei gestellt. Solange Be-
triebsrätInnen im gleichen Be-
trieb arbeiten, ist aber eine
Kündigung nur mit Zustim-
mung des Arbeits- und Sozial-
gerichts möglich, um zu ver-
hindern, dass man sich sehr
einfach jener BetriebsrätInnen
entledigen kann, die sich für
die Belegschaft und somit auch
unter Umständen gegen die

Geschäftsführung einsetzen.
Gemeinsam mit der GPA-

DJP, einer der drei im Medien-
bereich tätigen Gewerkschaf-
ten, wurde versucht, geltende
Kollektivverträge im Betrieb
von Puls TV und später Puls 4
umzusetzen. Außerdem waren
prekäre Arbeitsverhältnisse
wie freie Dienstverträge für
Betriebsrat und Gewerkschaft
fraglich - man wollte hier or-
dentliche Anstellungsverhält-
nisse für die KollegInnen erei-

chen. Klagen hierzu wurden
bereits von der Gewerkschaft
vorbereitet, da die Verhand-
lungen mit der Geschäftsfüh-
rung bereits im Sommer 2007
gescheitert waren.

Am 5. Februar wurde schließ-
lich vom verbleibenden Be-
triebsrat Kurt Raunjak eine öf-
fentliche Betriebsversamm-
lung auf der Wiener Mariahil-
ferstraße, vor den Redaktions-
büros des Senders, durchge-
führt. Die Stimmung war sehr

kämpferisch. Gewerkschaft
und Mitgliedern der Beleg-
schaft sprachen davon, dass als
Kampfmittel für die gekündig-
ten Betriebsräte und die For-
derungen, für die diese ge-
kämpft haben, auch Sendeaus-
fälle kurz nach Sendestart von
Puls 4 möglich sind.

Solidarität von vielen
BetriebsrätInnen aus dem Me-
dienbereich wurden über-
mittelt, auch die SLP und die
Plattform für kämpferische

und demokratische Gewerk-
schaften haben solidarisch teil-
genommen.

Inzwischen ist es ruhig um
Puls 4 geworden. Die beiden
Betriebsräte wurden mit einer
großzügigen “Abfertigung”
von einem Jahresgehalt zum
Schweigen gebracht. Wie ein
Belegschaftsmitglied kom-
mentierte: “Vü gred, nix dan!”
Der verbleibende Betriebsrat
hat Neuwahlen ausgeschrie-
ben. Für die Belegschaft bleibt
zu hoffen, dass sich neue Be-
triebsratskandidatInnen fin-
den, die auf der kämpferischen
Stimmung im Betrieb aufbau-
en und konsequent mit der Be-
legschaft und solidarischen
Personen und Organisationen
von außen das Werk vollenden
und für eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen kämpfen.
Puls 4 darf nicht zum Labor
von Pro7Sat1 werden. “Wie
billig man Fernsehen machen
kann”, wie es in einer Inter-
viewfrage des Standards an
den neuen 2. Geschäftsführer
von Puls 4, Markus Breitenek-
ker, hieß.
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Alles wird teurer!

Rauf mit den Löhnen! 
Weg mit den Massensteuern!

Puls 4: Wie billig kann man Fernsehen machen …
… und wie die Belegschaft  dagegen kämpft.

GPA-DJP-Jugend 

stimmt kämpferischem

Antrag zu 

SALZBURG – Am Samstag den
2. Februar fand das 4. Regio-
naljugendforum der GPA-DJP
Jugend Salzburg statt. Jan Ry-
bak (SLP) brachte einen Initi-
ativantrag ein, der gegen die
Politik der ÖGB-Führung pro-
testierte und sie zu einer
kämpferischen Politik auffor-
dert: “Widerstand statt Zu-
stimmung zum weiteren Ab-
bau sozialer Errungenschaf-
ten. Gewerkschafter/innen in
Bezirks- oder Gemeinderäten,
Landtagen und dem National-
rat müssen gegen alle Maß-
nahmen stimmen, die zu Ver-
schlechterungen führen. Ge-
werkschafter/innen müssen
Kampfmaßnahmen gegen alle
Angriffe unterstützen und or-
ganisieren.” Der Antrag wurde
mit einer Mehrheit von 77%
angenommen.

Keine rechtextreme 

Kandidatur bei Jugend-

vertrauensratswahl 

LINZ – Gleich bei der ersten
Jugendversammlung in der
MCE erklärte der Kandidat des
Ring Freiheitlicher Jungend,
dass er (im Gegensatz zu vor-
herigen großspurigen Ankün-
digungen), auf eine Kandida-
tur zum Jugendvertrauensrat
verzichten würde. Sicher auch
ein Erfolg des couragierten
und offenen Auftretens des
SLP-Mitglieds und JVR-Kan-
didaten Flo Klabacher (siehe
letztes Vorwärts). In der Woche
nach der Gesellenprüfung
wurde Flo zu einem Gespräch
mit Vertretern des Arbeiterbe-
triebsrates (FSG) gebeten.
Dort hieß es lapidar: “Du bis ja
Kommunist und wir wollen
keinen Kommunisten zum
Jungendvertrauensrat. Du re-
dest die ganze Zeit von Streik
und Streik ist das Schlechteste
was man machen kann”. Flo
ließ aber nicht locker und wur-
de wieder auf die gemeinsame
Liste zum Jugendvertrauensrat
genommen.

Hundsdorfer ärgert sich

über Plattform und SLP 

WIEN – Am 24. Jänner 08 prä-
sentierte der ÖGB-Verlag ein
Buch zum Streikjahr 2003. Für
den anwesenden ÖGB-Vorsit-
zenden Hundsdorfer liegt die
Zukunft trotzdem in einem
Comeback der Sozialpartner-
schaft. Trotz der Anwesenheit
mancher linker AktivistInnen
oblag es den Vertretern von
Plattform und  SLP auf die ne-
gativen Auswirkungen von Ar-
beitszeitgesetznovelle und
AlVG-Novelle hinzuweisen.
“Das hat es ja alles vorher
schon in Betriebsvereinbarun-
gen geben” meinte Hundsdor-
fer zur Verteidigung der AZG-
Novelle und empfahl uns “die
Sachen zu lesen”. Als wir ihm
bei einem freundschaftlichen
solidarischen Gespräch nach
der Veranstaltung anboten,
den Irrtum aufzuklären und
die Verschlechterungen durch
die AZG-Novelle zu erklären,
zog sich Hundsdorfer recht
schnell zurück …



von Sebastian Kugler, SLP-Wien und Schüler

Was wird im Kapitalismus heute unter "Bil-
dung" verstanden? Werfen wir einen Blick hin-
ter leere Phrasen wie "Für das Leben lernen wir,
und nicht für die Schule" und scheinheilige Ver-
sprechungen, dass in unseren Schulen und Uni-
versitäten mündige BürgerInnen ausgebildet
werden. Was erkennen wir? Dazu sei ein Bei-
spiel angeführt, dass sich jüngst vor einem
Gymnasium mit bekannt konservativen Ruf er-
eignete: Ein politisch engagierter Mann verteilt
Flyer, um für eine Demonstration aufzurufen.
Die Direktorin der Schule fordert den Mann
auf, das zu unterlassen. Auf seine Frage: "Wol-
len Sie nicht, dass Ihre Schüler sich eine eigene
Meinung bilden?" antwortet sie:" Dazu sind sie
erst imstande, wenn sie unsere Schule absolviert
haben." Doch auch in den angeblich fortschritt-
lichen Schulen läuft es nicht besser: Trotz mas-
siven Protesten wurde an einer solchen in Wien
6 bereits vor Jahren von der Direktion durchge-
setzt, dass (zum Teil sexistische) Werbeplakate
die Schule "verschönern". Auch dort wurde den
SchülerInnen mitgeteilt, dass dies wirtschaft-
lich notwendig sei und diese im Grunde von
Wirtschaft halt nichts verstehen würden.

Wie steht`s (noch) im Lehrplan?

Im Lehrplan der allgemein bildenden höheren
Schulen (AHS) steht demgegenüber (noch) als
gesetzlicher Auftrag (!) im allgemeinen Teil (der
auch für Hauptschulen gilt): "Die Schule hat im
Sinne des § 2 des Schulorganisationsgesetzes an
der Heranbildung der jungen Menschen mitzu-
wirken, nämlich beim Erwerb von Wissen, bei
der Entwicklung von Kompetenzen und bei der
Vermittlung von Werten. Dabei ist die Bereit-
schaft zum selbstständigen Denken und zur kri-
tischen Reflexion besonders zu fördern. Die
Schülerinnen und Schüler sind in ihrem Ent-
wicklungsprozess zu einer sozial orientierten
und positiven Lebensgestaltung zu unterstüt-
zen." (Artikel I des ersten Teils). Tatsächlich
handelt es sich hier in den Augen der Herr-
schenden um "Relikte" einer relativ fortschritt-
lichen  Schulpolitik vergangener Jahrzehnte.
Auf der Uni und in der Erwachsenenbildung
wird bereits offen gesagt, bzw. vor allem gefor-
dert und gefördert was der Wirtschaft nutzt
bzw. der Arbeitsmarkt fordert. Vor allem auch
bei der Grundlagenarbeit gilt hier, in Anleh-
nung an Karl Marx: "Die vorherrschende Mei-
nung ist immer die der herrschenden Klasse."  

Uns wurde nichts geschenkt!

Im Kapitalismus gibt es keine Logik, außer der
des Profites. Alles, was wir tun, muss "sich rech-
nen", muss dazu dienen, dass die BesitzerInnen
der Produktionsmittel ihr Geld optimal ver-
mehren können. Das gesamte Bildungssystem
hat primär die Aufgabe, die breite Masse auf den
kapitalistischen Produktionsprozess vorzube-
reiten. Das erfordert heute aufgrund des techni-
schen Fortschrittes mehr Bildung als vor hun-
dert Jahren - daher haben auch die Herrschen-
den ein Interesse daran, dass der Bildungsstan-
dard heute höher ist als damals.

Es ist jedoch eine Tatsache, dass es heute ins-
gesamt in Österreich einen relativ hohen Bil-
dungsstandard gibt, weil der Großteil der Bil-
dungsangebote in der primären Ausbildung
(noch) kostenlos ist. Wie in vielen anderen Be-
reichen, so hat auch im Bildungssektor die Ar-
beiterInnenklasse Freiräume erkämpft. Die Sta-
tistik Austria verzeichnet zum Beispiel in den
letzten Jahrzehnten einen allgemeinen Anstieg
des Bildungsniveaus der österreichischen Be-
völkerung. Besaßen 1971 noch rund 62% der
österreichischen Wohnbevölkerung mit 15 Jah-
ren und älter die Pflichtschule als höchsten Bil-
dungsabschluss, beträgt dieser Anteil Jahr 2006
nur noch 27,9%.

Bildungspolitik im Wandel: Spiegelbild der Gesell-
schaftsentwicklung

Die Wiener Schulreform zwischen 1919 und

1920 war eine der wichtigsten Reformen im Eu-
ropa der Zwischenkriegszeit. Treibende Kraft
war hierbei die Sozialdemokratie, die damals
noch einen anderen Charakter hatte als heute,
wo sie neoliberale Politik betreibt. Zumindest
im "Roten Wien" der Ersten Republik Öster-
reichs  herrschte in Bildungsfragen eine echte
Aufbruchstimmung, in der Otto Glöckel als
Leiter des Wiener Stadtschulrates eine wichtige
Rolle spielte. Es gab weit reichende Verbesse-
rungen, wie zum Beispiel Kindergärten, Horte,
und erstmals auch Erziehungsberatungsstellen.
Das Ziel war, Bildung von Geschlecht und Her-
kunft abzukoppeln. Im Gegensatz zum revolu-
tionären Russland, welches 1917 bis 1924 ähn-
liche pädagogische Reformen durchführte,
blieb Bildung aber in Österreich, bzw. Wien
trotzdem weiter (auch) eine Einkommensfrage.
Gerade in der Schulpolitik machte zudem be-
reits der Austrofaschismus (1934-1938) mit
fortschrittlichen Ansätzen radikal Schluss. Im
NS-Staat dominierte schließlich die Rassenleh-
re nicht nur den Lehrplan; 1938 wurden etwa
sofort jüdische SchülerInnen und LehrerInnen
aus dem Regelschulbetrieb vertrieben.

Die 50er und 60er Jahre standen ganz im Zei-
chen der Nachwehen des NS-Regimes. Auf-
grund der allgemein vorherrschenden These,
dass Österreich das erste Opfer Hitlers gewesen
war, konnten die Täter und Mitläufer auch im
Bildungsbereich ungestört weiter in ihren Posi-
tionen bleiben. Der Alltag an Schulen und Uni-
versitäten war dementsprechend hierarchisch
und konservativ strukturiert. Nicht einmal die
strikte Trennung zwischen Buben und Mäd-
chen, eingeführt 1939 unter Hitler, wurde in
den ersten Jahrzehnten der Nachkriegszeit auf-
gehoben.

Die Bewegung der 68er hat die Bildungsein-
richtungen nicht unberührt gelassen. Mit dem
Schlachtruf "Unter den Talaren - der Muff von
1000 Jahren" sagten etwa StudentInnen in
Deutschland der Selbstherrlichkeit der Profes-
soren und den veralteten Strukturen der Uni-
versitäten den Kampf an. Auch in Österreich
kam es infolge dieser internationalen Entwik-
klungen zu Verbesserungen für SchülerInnen
und Studierende. In den 70er Jahren, als die
SPÖ zumindest noch eine echte Reformpartei
war, wurden auch Schulreformen umgesetzt.
Weil Bildung nicht vom Gehalt der Eltern ab-
hängig sein sollte, führte die Sozialdemokratie
kostenlose Schulbücher und die Schülerfrei-
fahrt ein. Unter Kreisky und Ministerin Firn-
berg wurden Lehrpläne entrümpelt, Mitbe-
stimmungsrechte gewährt und an den Schulen
und Universitäten sollte Demokratie gelebt
werden. Um SchülerInnen vor der Prüfungs-
willkür der LehrerInnen zu schützen, wurden
per Schulunterrichtsgesetz Regelungen für
Schularbeiten und Tests angeordnet: zum Bei-
spiel durften Prüfungen nicht mehr ohne An-
kündigung durchgeführt werden und Schular-
beiten nicht mehr unmittelbar nach mehr als
zwei freien Tagen angesetzt werden.

In den 80er und 90er Jahren, zeitgleich mit der
Verbürgerlichung der Sozialdemokratie, ging es
mit dem Schulsystem bergab. Diese beiden Din-
ge hängen eng zusammen. Nun gab es unter
SPÖ-Regierungen eine Reihe von Kürzungen
im Bildungswesen. Schulbücher und der Schul-
weg kosteten zum Beispiel wieder etwas, da für
beide Selbstbehalte eingeführt wurden. Dies
steht auch in Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Krise in der
sich der Kapitalismus seit den 1980er Jahre be-
findet. Progressive Ansätze gab es hingegen nur
wenige. Die Einführung der kooperativen
Mittelschule war ein halbherziger Versuch, die
Trennung, der Hauptschule und Gymnasium
Unterstufe aufzuheben. Aber der Sozialdemo-
kratie mangelte es an Konsequenz im Hinblick
auf die Gesamtschule - also scheiterte sie. Unter
ÖVP-Unterrichtsministerin Elisabeth Gehrer
wurde die Kapitalisierung und Hierarchisie-
rung der Bildungseinrichtungen vorangetrie-
ben. Das ist allerdings eine internationale Ent-
wicklung, die auch über die EU-Institutionen
und Verträge gepusht wird. Die Entwicklung er-
folgte - wie viele andere Maßnahmen - im Zu-

ge der Durchsetzung des Kapitalismus in ganz
Europa nach 1989 und einer ideologischen (ne-
oliberalen) Offensive der Bürgerlichen. Das
Studium ist in Österreich seither nicht mehr ko-
stenlos und gewisse Studienrichtungen (zum
Beispiel Medizin und Psychologie) sind durch
Aufnahmebeschränkungen nicht mehr für alle
frei zugänglich. In den Fachhochschulen wird
die Verschulung des Studiums gefördert und
den Studierenden ihre Freiheiten entzogen.

Und heute? 

Von Medien und PolitikerInnen bekommen
wir zu hören, dass der Stellenwert von Bildung
in unserer Gesellschaft zunimmt. Die Stunden-
kürzungen seit der Schwarz-Blauen Regierung
sprechen eine andere Sprache. Gebetsmühlen-
artig wird vor allem seit dem mittelmäßigen
Abschneiden österreichischer PflichtschülerIn-
nen in den PISA-Studien von 2004 und 2006
wiederholt, dass die Bildungsqualität an den
österreichischen Schulen umgehend verbessert
werden muss. Mit der frühen Trennung in
Hauptschule und AHS ist dies jedoch nicht zu
erreichen. Zwei-Klassen Bildung geht immer
auf Kosten der ärmeren Bevölkerung. Der Vor-
wurf, in einer gemeinsamen Schule gingen Ta-
lente verloren, ist nur eine Ausrede für das Feh-
len von individueller Förderung, von differen-
ziertem Umgang mit den einzelnen SchülerIn-
nen innerhalb der Lerngruppen.

Wie man in der Grafik sehen kann, ist es für
Hauptschüler nahezu unmöglich, an allgemein
bildende höhere Schulen zu wechseln. Die von
der ÖVP beschworenen Schnittstellen und die
Durchlässigkeit des jetzigen Bildungssystems,
sind reine Illusion. Dazu kommt, dass durch
jahrelange Versäumnisse in der Integrationspo-
litik SchülerInnen mit Migrationshintergrund

jede Unterstützung und Förderung verwehrt
blieb. Auch die Lehrenden wurden von den zu-
ständigen PolitikerInnen im Stich gelassen. Es
gab sogar aufgrund von "Sparpaketen" massive
Verschlechterungen. So wurden zum Beispiel
den Klassen mit fremdsprachigen Kindern die
Stützlehrer entzogen.

Lösungsansätze 

Fast jedeR zehnte SchülerIn besucht eine Pri-
vatschule. Mit einem Plus von 15,3 % im letz-
ten Jahr ist die Zahl der PrivatschülerInnen
deutlich stärker gewachsen als die Gesamt-
schülerzahl (plus 0,75 %). Mit Abstand größter
Erhalter von Privatschulen ist die römisch-ka-
tholische Kirche: Mit insgesamt 72.600 Schüle-
rInnen besuchen zwei Drittel aller Privatschü-
lerInnen ihre Einrichtungen. Elitegedanken,
konservative Erziehung, hohe Schulgelder  (ab
300 Euro aufwärts) und öffentliche Subventio-
nen (der Staat übernimmt die vollen Personal-
kosten!) gehen vor allem hier Hand in Hand.
Das Privatschul(un)wesen begünstigt somit in
erster Linie die negativen Tendenzen im Bil-
dungssystem. Es stellt keinen Lösungsansatz zur
Bildungsmisere dar. Daran ändern auch einzel-
ne Alternativschulen mit progressiven Lehrme-
thoden und Inhalten- welchen oft das Öffent-
lichkeitsrecht verwehrt wird und die im Gegen-
satz zu den katholischen Privatschulen kaum
staatliche Gelder erhalten - nichts. Die SLP for-
dert daher die öffentliche und kostenlose Ge-
samtschule mit integrierter Berufsausbildung
in Lehrwerkstätten für alle Kinder und Jugend-
lichen bis zum 18. Lebensjahr und ein Ende des
Privat- und Eliteschul(un)wesens. Alle Kinder
und Jugendlichen haben unabhängig von ihrer
Herkunft das gleiche Recht auf die best mögli-
che Bildung!
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Bildung ist für SozialistInnen ein Grundrecht und kein Privileg!

Wohin treibt das Schulsystem? 



von Lisa Wawra, Studierende, SLP-Wien

Es gibt Schulen die durch kleine Klassenzahlen
und individuelle Lehr- und Lernpläne punkten.
Es gibt Schulen ohne Noten. Es gibt Schulen mit
Integrationsklassen, wo in einer Klasse immer
auch einige (körperlich) behinderten SchülerIn-
nen sind. Dies fördert nicht nur den Zusammen-
halt und das Zusammengehörigkeitsgefühl der
Klasse, da es oft gilt, den behinderten Mitschüle-
rInnen gemeinsam Hilfestellung zu leisten, son-
dern lehrt den Kindern auch den Umgang mit
behinderten Menschen. Es gibt Schulen, wo Kin-
der verschiedenen Alters in gemeinsamen Lern-
gruppen arbeiten, und es das Prinzip der starren
Klasse überhaupt nicht gibt. Es gibt auch Schu-
len in anderen kann man neben der höheren Bil-
dung auch einen handwerklichen Beruf erler-
nen. Es gibt sogar Schulen wo sich die SchülerIn-
nen den Lehrplan selbst zusammenstellen kön-
nen, und selbst entscheiden, was sie wann lernen
möchten. Denn gerade junge Kinder lernen sehr
gerne und es gilt, sie darin zu fördern und zu
motivieren, anstatt ihnen die Freude am Lernen
durch ein unflexibles Schulsystem zu nehmen.
Und es gibt Schulen wo Jugendliche mit völlig
unterschiedlichen Muttersprachen optimale
Lernfortschritte erzielen. All diese Schulen sind
in der Regel Privatschulen und/oder kosten viel
Geld. Es geht also v.a. darum, bereits vorhande-
ne Erfahrungen und Erkenntnisse für alle zu
nutzen, Geld in die Hand zu nehmen und damit
auch in unserer Gesellschaft umzuverteilen.
Gleichzeitig soll Schule und Bildung demokra-
tisch organisiert und bestimmt werden; vor al-
lem SchülerInnen könnten  etwa viel stärker -

statt nur formaler Mitbestimmung - aktiv als
Unterrichtende eingebunden werden und so
Lehrinhalte selbst erarbeiten und vermitteln.

Auch im Studium gibt es Handlungsbedarf.

Die Studiengebühren gehören abgeschafft da-
mit wirklich jeder/jede, egal aus welcher Ein-
kommensschicht er/sie kommt, die Möglichkeit
zu studieren bekommt. Die Zergliederung und
Privatisierung von Forschung und Lehre muss
sofort gestoppt und rückgängig gemacht  wer-
den! Fehlendes Geld um  Raumnot und Perso-
nalmangel zu beheben soll durch entsprechen-
de Besteuerung der Unternehmen und nicht
durch deren Almosen finanziert werden! Wir
wollen aber keinen Elfenbeinturm, deshalb:
Unternehmer(verbände) raus aus den Unis, Ge-
werkschaften und AK rein! Die Uni soll auch
mehr Kurse für StudentInnen, die daneben ar-
beiten, anbieten; also zum Beispiel Kurse und
Vorlesungen am Abend.

Für StudentInnen mit Kind soll es kostenlose
Kinderbetreuung während der Vorlesungszei-
ten geben.

Auch diese Forderungen sind in keinster Weise
unrealistisch oder unfinanzierbar: Alleine die
"Hannes Androsch Stiftung" für Wissenschafts-
förderung ist mindestens zehn Millionen Euro
schwer. Nur das hier wohl letztlich Herr An-
drosch bestimmt was gut für die Wissenschaft
ist. Im Kapitalismus haben die Herrschenden
kein Interesse an wirklich freier und gleicher
Bildung für alle Menschen. Deshalb gilt es, die-
se zu erkämpfen mit der Perspektive, den Kapi-
talismus als ganzen zu überwinden.
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Die Schuldebatte aus Sicht eines Lehrers

... und täglich grüßt das Murmeltier

von Jan Rybak SLP-Salzburg

In den letzten Jahren hat sich die Zusammen-
setzung der sozialen Bewegungen in vielen
Ländern, im Besonderen in den Industriena-
tionen, verändert. SchülerInnen und Studen-
tInnen spielen eine immer bedeutendere Rolle.
So wurde zum Beispiel ein großer Teil der Be-
wegung gegen den Irakkrieg von SchülerInnen
getragen. Es gibt immer mehr Jugendliche, die
sich nicht mehr länger mit ihrer schlechten so-
zialen Lage, mit Rassismus und Krieg abfinden
wollen und sich entschließen Widerstand zu
leisten. Bereits in der Vergangenheit spielte die
Jugend immer eine bedeutende Rolle im Klas-
senkampf. So wurden die Revolutionen von
1848 in Deutschland und Österreich, von 1905
in Russland, von 1968 in Frankreich, etc. durch
Jugendrevolten angestoßen. Und auch Lenin
meinte “Wer die Jugend hat, hat die Zukunft”.

Machtverhältnisse

StudentInnen und SchülerInnen können mit
ihrer revolutionären Energie Kämpfe und Be-
wegungen initiieren. Um soziale und politische
Ziele zu erreichen, ist aber das Eingreifen der
ArbeiterInnenklasse von Nöten, z.B. durch
(Solidaritäts-)streiks. Leo Trotzki schreibt zu
dem Verhältnis von Studierenden und Proleta-
riat in der sozialistischen Revolution, dass die
StudentInnen als "leichte Kavallerie den An-
griff auf die Bastionen der herrschenden Klas-
se eröffnen können", es aber "die schweren Ba-
taillone des Proletariats" braucht um den
Kampf zum Sieg zu führen. Der Grund dafür
liegt nicht nur in der größeren numerischen
Bedeutung der ArbeiterInnenklasse, sondern
vor allem daran, dass diese im Gegensatz zu
SchülerInnen und StudentInnen mit der Waf-
fe des Streiks über ökonomische Macht verfü-
gen. Die Aufgaben der sozialistischen Bewe-
gung haben sich nicht grundsätzlich verändert.
Es geht immer noch darum Widerstand gegen
Armut, Krieg und Rassismus zu leisten, soziale
Errungenschaften zu verteidigen und Verbes-
serungen zu erkämpfen. Das heißt auch, dass

die von MarxistInnen vorgeschlagene Strategie
des Bündnisses zwischen den kämpferischen
Teilen der ArbeiterInnenklasse und SchülerIn-
nen/StudentInnen eine Grundvoraussetzung
für das Erreichen dieser Ziele ist.

Beispiel 1968

Die `68er Bewegung in Frankreich ist ein an-
schauliches Beispiel für das Zusammenspiel
von Studierenden und ArbeiterInnen in revo-
lutionären Bewegungen. Die Kämpfe began-
nen mit den Demonstrationen der StudentIn-
nen für ihre Rechte. Als diese Proteste von der
Polizei brutal unterdrückt wurden, solidari-
sierten sich weite Teile der französischen Arbei-
terInnenklasse. Zum Höhepunkt der Kämpfe
standen über 10 Millionen ArbeiterInnen im
Streik. Fabriken wurden besetzt, die Versor-
gung von Städten und Gemeinden teilweise
von gewählten ArbeiterInnenkomitees organi-
siert. Präsident Charles de Gaulle konnte nur
mit Hilfe von NATO-Panzern wieder die
Macht über die Hauptstadt erringen. Entschei-
dend dafür, dass die `68er-Bewegung in Frank-
reich so viel weiter fortgeschritten war als z.B.
in Deutschland oder Österreich, war, dass wei-
te Teile der ArbeiterInnenklasse bewusst in den
Kampf eingriffen und damit der Bewegung
ökonomische Macht verschufen. Hätte es 1968
eine revolutionäre, sozialistische Massenpartei
gegeben, die ArbeiterInnen, StudentInnen und
SchülerInnen gleichermaßen organisiert, und
mit einem sozialistischen Programm ausge-
stattet hätte, die Geschichte wäre anders ver-
laufen. Heute ist es notwendiger denn je eine
neue Partei für ArbeiterInnen und Jugendliche
aufzubauen. Diese Partei sollte auf der Basis ei-
nes klaren revolutionär-sozialistischen Kamp-
fes alle Menschen organisieren, die nicht mehr
bereit sind, den Kapitalismus zu akzeptieren
und Widerstand leisten wollen. SchülerInnen
und StudentInnen können in solchen neuen
Formationen eine bedeutende Rolle spielen.
Die wichtigste Aufgabe und die schwerste Last
wird aber weiter den "schweren Bataillonen",
also der ArbeiterInnenklasse zufallen.

SchülerInnen, StudentInnen 
und die ArbeiterInnenbewegung

m a r x i s m u s  a k t u e l l

Was SchülerInnen und
Studierende wirklich brauchen

von Albert Kropf, SLP-Wien

Kaum eine Woche vergeht ohne negative
Schlagzeilen zum Schulsystem. In beinahe zykli-
schen Abständen sind es Studien (wie etwa Pi-
sa), die dem österreichischen Bildungssystem
schlechte Noten bescheren. Mal sind es in Wirk-
lichkeit inhaltsleere Debatten um die Zukunft
bzw. Neuordnung des Schulwesens. Wie zuletzt
bei der Diskussion um die "Gesamtschule" - nur
dass das alles eigentlich gar nichts mit einer Ge-
samtschule zu tun hatte. Dann wird der "Sitten-
verfall" der Jugendlichen und Kinder und damit
die SchülerInnen selbst verantwortlich ge-
macht. Gerade aktuell ist es - auch nichts Neu-
es - den "Schwarzen Peter" den LehrerInnen
pauschal zuzuschieben. So geschehen anhand
der Debatte um das neu erschienene Buch von
Andreas Salcher: "Der talentierte Schüler und
seine Feinde". Im Visier hat der ehemalige ÖVP
Mandatar und Unternehmensberater Salcher
dabei die LehrerInnen als "Feinde" der talentier-
ten SchülerInnen.

Die Bildungsdebatte ist wahrscheinlich so alt
wie die Institution Schule selbst. Schon in der
Antike hat man/frau sich den Kopf über die Bil-
dung und Erziehung der Nachkommenschaft
zerbrochen. Und das, verglichen über die Jahr-
tausende, mit äußerst unterschiedlichen Resul-
taten. Der Grund dafür ist, dass Bildung an und
für sich nichts Wertfreies ist. Bildung ist immer
Ausdruck der herrschenden gesellschaftlichen
Bedingungen. Damit überraschen auch die

unterschiedlichen Konzepte nicht mehr. Im an-
tiken Sparta wurde eine Bildung und Erziehung
gewählt, die das Überleben der auf eine Krieger-
kaste gestützten Gesellschaft ermöglichte. Und
so sind auch innerhalb der ArbeiterInnenbewe-
gung Konzepte und Modelle alternativer Bil-
dungssysteme entstanden. Besonders bekannt

wurde dabei die Wiener Schulreform der
Zwischenkriegszeit unter dem damaligen Stadt-
schulratspräsidenten Otto Glöckel. Unter Ein-
beziehung der noch jungen Individualpsycho-
logie Alfred Adlers richtete sich das Hauptau-
genmerk auf eine Gesamtschule ohne Bildungs-
privilegien. Und so schließt sich der Kreis und

wir sind wieder bei Andreas Salcher. Auch er
greift zweifelsohne viele Missstände auf.Auf sei-
ne fachliche Bildungskompetenz angesprochen,
verweist Salcher auf seine Mitarbeit bei der
Gründung der Sir Karl Popper-Schule für
Hochbegabte...

Unser Schulsystem krankt sicher nicht an zu
wenigen Möglichkeiten für Hochbegabte und
deren Spezialisierung. Kein anderes Bildungssy-
stem in Europa setzt so auf "Frühspezialisie-
rung" wie das unsere. Im Mittelpunkt steht da-
bei auch nicht die Entwicklung des Menschen
als Teil innerhalb der Gemeinschaft, sondern die
Ausprägung einer Fachrichtung bzw. Fähigkeit.
Stünden allen SchülerInnen die Möglichkeiten
offen, wie sie z. B. an Eliteschulen wie der Pop-
per-Schule geboten werden, stünde unser Bil-
dungssystem wesentlich besser da. Sie zeichnen
sich aus durch vergleichsweise sehr niedrige
Klassenzahlen oder Bereitstellung von neuer In-
frastruktur (wie etwa Laptopklassen etc.) für
beinahe alle Unterrichtsfächer aus. Erst diese
Voraussetzungen machen Unterrichtsformen
wie die unterschiedlichsten Arten von Grup-
pen- und Projektarbeit wirklich möglich. Unse-
re Forderung kann daher nur lauten: Schluss
mit dem Geplänkel der etablierten Politik und
dem Ausspielen von LehrerInnen und Schüle-
rInnen. Stopp den Bildungsprivilegien! Elitebil-
dung für alle in einer Gesamtschule, die den
Menschen und nicht seine profitträchtige Ver-
wertung in den Mittelpunkt stellt! 



Abo bestellen!

Tel.: 01/524 63 10
oder EUR 18,00* 
an PSK 8812.733 

überweisen.

Namen, Anschrift und 
Kennwort “Abo” 
nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne 
eigenem Einkommen EUR 10,00

Alle Preise für 10 Ausgaben 
inkl. Porto und Versand

von Georg Kumer, SLP-Wien  

Im September 2000 erblickte
in den USA eine neue Krimise-
rie das Licht der Welt: “CSI:
Crime Scene Investigation”, die
zu einer der erfolgreichsten Se-
rien ihrer Art werden sollte.
CSI handelt nicht von einfa-
chen PolizistInnen, sondern
von der Arbeit einer Abteilung
von Spurensicherern und Ta-
tortermittlern.

Völlig verzerrtes 
Bild der Wirklichkeit 

Wer sich mit dem Polizei-
und Justizsystem der USA be-
schäftig, dem wird auffallen,
dass Ermittlungen in dem Um-
fang, wie es bei CSI suggeriert
wird, nur in Ausnahmefällen
durchgeführt werden. Ob nun
ein Obdachloser tot aufgefun-
den oder ein Millionärssohn
verschwindet, es werden ohne
Ansehen der Person alle
Ressourcen mobilisiert und
die teuersten Untersuchungs-
methoden verwendet. Dieses
Bild ist nicht nur eine enorme
Übertreibung der Realität, es
täuscht den Massen der Zuse-
herInnen auch vor, die Behör-
den würden alles in ihrer
Macht stehende tun und lük-

kenlos ermitteln. Nichts könn-
te ferner von der Wahrheit lie-
gen. Es wird nicht nur bei den
Ermittlungsbemühungen ein
deutlicher Klassenunterschied
gemacht. In vielen Fällen wird
bei den Ermittlungen nicht
einmal versucht, die genauen
Umstände der Tat zu rekon-
struieren. Die Priorität liegt oft
auf der schnellen Ermittlung
eines Schuldigen. Ob er an der
Tat beteiligt war oder nicht
spielt dabei nicht unbedingt
die zentrale Rolle und in den
meisten Fällen werden solche
Sündenböcke nicht in den No-
belvororten “gefunden”.

Rassistische Justiz

Wenn man die Situation in
den Gefängnissen der USA be-
trachtet, wird das Ausmaß der
Ungerechtigkeit und des inhä-
renten Rassismus dieses Justiz-
systems deutlich. Obwohl
Schwarze nur 13% der US Be-
völkerung stellen, machen sie
43% der Gefängnisinsassen
aus. Pro Kopf sitzen heute in
den USA mehr als 4-mal so vie-
le Schwarze im Gefängnis wie
zum Ende der Arpartheit in
Südafrika. Die Wahrschein-
lichkeit, dass man als Schwar-
zer einmal in seinem Leben

eingesperrt wird, ist um fast 15-
mal höher als für Weiße.

Sinkende Kriminalität – 
steigende Repression

Dem gegenüber ist die Zahl
der Verbrechen in den USA seit
Beginn der 90er Jahre stark ge-
sunken und befindet sich heu-
te auf dem Stand von 1970.
Trotzdem werden immer re-
striktivere Gesetzte erlassen,
wodurch sich die Gefängnis-
population in den letzten 25
Jahren verzehnfacht hat und
heute bei mehr als 3.000.000
liegt. TV Serien wie CSI liefern
gleich beides, das Problem und
seine Lösung. Die vermeintlich
steigende Gewalt muss mit ei-
nem immer größeren Aufge-
bot an staatlichen Repressio-
nen und Einschränkungen der
Bürgerrechte beantwortet wer-
den. Das aber die daraus resul-
tierende enorme Machtfülle
nicht gegen die eigenen Bür-
gerInnen, sondern immer nur
zu ihrem Besten eingesetzt
wird, suggerieren genau solche
Serien wie CSI, Law & Order
und wie sie alle heißen mögen.
Besser gemachte oder schlech-
te, alle tragen sie ihren Teil zur
Propaganda für die Aufrech-
terhaltung des Systems bei.

von Martin Ramberger,
SLP-NÖ

Österreich hat eine lange Tra-
dition des Biertrinkens und -
brauens. Nicht umsonst war
der Gerstensaft der Export-
schlager der Österreich-unga-
rischen Monarchie. Im 19.
Jahrhundert war es auch üb-
lich, dass ein Teil des Lohnes
der Wiener Ziegelarbeiter in
Form von Bier oder Schnaps
ausgezahlt wurde. 140 Braue-
reien in Österreich und 109 Li-
ter Konsum pro Kopf und Jahr
lassen es als bodenständiges,
regionales und demokrati-
sches Produkt erscheinen.
Aber gerade auch im Gersten-
saft spiegeln sich die Wirt-
schaftsgeschichte und Ent-
wicklungstendenzen des Kapi-
talismus in Österreich wieder.

Enteignung und Zwangsarbeit 

1938, nach dem Anschluss,
mussten etliche Jüdinnen und
Juden ihre Wohnungen
zwangsverkaufen oder sie wur-
den ihnen einfach weggenom-
men, “arisiert”. Dasselbe spiel-
te sich auch in der Wirtschaft
ab. Jüdische Unternehmen
mussten  ebenfalls zu einem
Spottpreis verkauft werden.
Dies passierte auch Moritz von
Kuffner, der bis 1938 der Besit-
zer der Ottakringer Brauerei
war. Die Anfeindungen der
Nationalsozialisten nahmen
bereits unmittelbar vor dem
Anschluss so stark zu, dass er
noch vor dem Anschluss die
Brauerei an Gustav Harmer
deutlich unter Wert verkaufte
und in die Schweiz flüchtete.
So war das Ottakringer Bier
das erste “arisierte” Bier Öster-
reichs. Man bekommt kaum
zufrieden stellende Antworten
auf die Frage wie sich die be-
kanntesten Brauereien wäh-
rend des Nazi-Regimes verhal-

ten haben. Auf den meisten
Homepages wird dieser Ab-
schnitt der Firmengeschichte
nicht behandelt oder nur kurz
erwähnt, dass die Zeit wirt-
schaftlich nicht die beste war.
Zipfer schreibt auf seiner Ho-
mepage:” …Nach dem kurz-
zeitigen Betriebsstillstand
während des Zweiten Welt-
kriegs konnte zum hundert-
jährigen Jubiläum die 200.000
hl Marke überschritten wer-
den.” Kein Wort darüber, dass
die Stollen der Zipfer Brauerei,
welche noch immer in Besitz
von Zipfer sind, von KZ-Häft-
lingen ausgehoben worden
waren.

Konzentration, 
“Bierimperialismus”
und geringe Lohnerhöhungen  

Von Vielfalt ist heute keine
Rede mehr: Einige Bierexper-
ten meinen, dass diverse Retro-
designs bei Flaschen und Do-
sen, die Individualität vorgau-
keln, in einem krassen Wider-
spruch zu einer starken Ten-
denz zum Einheitsgeschmack
stehen. Der Biermarkt selbst
wurde seit den 1980er Jahren
fast völlig monopolisiert: Viele
der bekannten Biermarken
(Zipfer, Wieselburger, Gös-
ser,...) schlossen sich zur Brau
Union Österreich AG (BBAG).
Seit 2003 besitzt Heineken die
Aktienmehrheit; mit dem 1,9
Milliarden-Deal wurde der
Konzern zum Marktführer in
acht von 13 zentraleuropäi-
schen Ländern. Im Bierland
Tschechien ist z.B. faktisch nur
mehr die nach wie vor ver-
staatlichte Budweiser-Brauerei
tschechisch. Und während die
Bierpreise zuletzt kräftig ge-
stiegen sind (bis zu zehn Pro-
zent, bei Egger), betrugen die
Kollektivvertragserhöhungen
bei den Brauerein 2007 gerade
einmal drei Prozent …
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LINZ
jeweils Montag, 18.00 Uhr, 
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

NIEDERÖSTERREICH 
nicht regelmäßig, 
Infos: Tel. 01/524 63 10 oder slp@slp.at 

SALZBURG
Salzburg Stadt
jeweils Donnerstag, 19.00 Uhr, 
“Shakespeare”, Salzburg, 
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

Hallein
jeweils Montag, 18.30 Uhr, 
“Lechenauers”, Molnarplatz 16

Radstadt
SLP-Treffen erfragen unter 0664 7831367

KLAGENFURT
jd. 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr, 
Jugendherberge - Neckheimgasse 6 

WIEN
Jugend-Gruppe 
jeden Montag um 18 Uhr,
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8, 
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

SLP Wien-West
jeden Mittwoch um 19 Uhr,
Fünfhauser Stüberl, 15., Löhrgasse 13,
(U3, U6 Westbahnhof)

SLP Wien-Nord
jeden Donnerstag um 19 Uhr,
Piwnica, 20., Jägerstr. 38, 
(U6 Jägerstraße, U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Süd
jeden Donnerstag um 19 Uhr,
Rüdigerhof, 5., Hamburgerstraße 20, 
(U4 Pilgramgasse) 

In Ihrer Nähe gibt es noch keine SLP-Gruppe?
Wir unterstützen Sie gerne als individuelles
Mitglied beim Aufbau von Aktivitäten.

DIE SLP-TREFFPUNKTE

“Unser” Bier 
im Kapitalismus 

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333

S P E N D E N

von Michael Gehmacher,
SLP-Wien 

Die letzten Jännertage stan-
den im Zeichen der internatio-
nalen Solidarität. Gemeinsam
mit den GPA-StundentInnen
veranstalteten wir einen Infor-
mationsabend zur Situation in
Pakistan. Wir berichteten über
die politische Lage in der Ar-
beiterInnenbewegung, v.a. die
Arbeit der Trade Union Rights
Campaign Pakistan, einer Ge-
werkschaftsbewegung in der
unsere GenossInnen eine
wichtige Rolle spielen. Der
Abend brachte 180 Euro für
die TURC ein.

Rieder Aschermittwoch

Am 6.2. trafen sich GenossIn-
nen der SLP aus Salzburg, Hal-
lein, Linz und Wien in Ried um
gegen die rechte Hetze am
FPÖ-Aschermittwoch zu de-
monstrieren. Außer der KJÖ-
Braunau und der türkisch/
kurdischen HDAK fand es lei-
der niemand wert gemeinsam
gegen Strache aufzutreten.
“Bravo SLP! Die einzige Grup-
pe mit Initiative und somit als
einzige Partei wählbar (anders

als die Schnarchnasen von SJ
und GAJ)!”, war am 7.6.2008
bereits um 8 Uhr früh im Stan-
dard-Forum zu lesen.

Demo gegen  Nazi-Anschlag

Angesichts der Angriffe auf
SLP-Bundessprecherin Sonja
Grusch (siehe Rückseite) kam
es am 26. Februar  zu einer
kurzfristig organisierten
Kundgebung am Hannover
Markt. An der Kundgebung
beteiligten sich die Brigitte-
nauer Grünen, VertreterInnen
der GPA, und des GLB. Her-
ibert Schiedel vom DÖW
schrieb in einer Solidaritätser-
klärung, dass “auch die neuen
Nazis von Einschüchterung
und Terror leben” Der Histo-
riker em. Univ. Prof. Dr. Rudolf
Kropf stellte den Bezug zu den
heurigen Gedenktagen (1933,
1938) her. Vom Mauthausen
Komitee Österreich erhielten
eine Grußbotschaft.

SklavInnenaufstand in Wien 10

Am 29.2.08 beteiligten sich
die Plattform für kämpferische
und demokratische Gewerk-
schaften und die SLP am “Ta-

ges des Prekariats”, organisiert
von den Gewerkschaften VI-
DA, GPA und verschieden Ar-
beitsloseninitiativen am Victor
Adler Markt in Wien Favori-
ten. Trotz strömenden Regens
gelang es uns einigermaßen,
unsere sozialpolitischen For-
derungen unter die Leute zu
bringen. In unserem bewähr-
ten Straßentheater vom
“SklavInnenaufstand”, unter-
strichen wir die Notwendigkeit
der Solidarität aller Arbeitneh-
merInnen. Der “SklavInnen-
aufstand” wurde am 7.3.08 an-
lässlich des internationalen
Frauentages vor einem großen
Wiener Arbeitsamt und auf
der Frauendemo am 8.3.
wiederholt.

Der sehenswerte Film dazu
unter:
wwwwww..ggeewweerrkksscchhaaffttssppllaattttffoorrmm..oorrgg.

Von Pakistan bis zum Hannovermarkt …
Die SLP im Februar:

Gefällt Dir das
Vorwärts?

SLP & CWI im Internet:

www.slp.at

www.socialistworld.net

www.chinaworker.org

www.mundosocialista.net

www.sozialismus.info

Paginas del CIT/CWI en español

Special CWI-Site on China (English, Chinese)

Site of the CWI in English (and other Languages)

Seite der SAV, deutsche Sektion des CWI

Seite der SLP, österreichische Sektion des CWI

TIPP: Auf www.socialistworld.net findest Du Links
zu CWI-Seiten aus Indien, Brasilien, Polen, Bel-
gien, Frankreich, Schottland, Russland, Australien,
Griechenland, Nigeria, USA, Schweden, Irland, Ita-
lien, Israel, England & Wales, Nordirland, Holland

Welche Ideologie steckt hinter CSI & Co.?

Bier als Spiegel der Zeit

Der starke Staat im TV



Ist Obama wirklich eine Alter-
native zu Clinton?

Die Wahlkampagne Obamas
reflektiert das politische Er-
wachen der amerkanischen
Gesellschaft in einer verzerr-
ten Art und Weise. Massen
strömen zu seinen Wahl-
kampfveranstaltungen, in Se-
attle und Boston kamen je-
weils mehr als 20.000 Men-
schen. Obwohl er sich pro-
grammatisch nicht besonders
von Clinton unterscheidet, so
wird er doch nicht als Teil des
politischen Establishments
gesehen, sondern als Outsider.
Als die USA in den Irak ein-
marschierten, war er noch
nicht Abgeordneter des Natio-
nalen Kongresses und gilt da-

durch als Kriegsgegner. Er
wirft niemals die soziale Frage
auf, nutzt aber geschickt po-
pulistische Solgans von
"Wechsel" und "Hoffnung", so
dass Menschen die Hoffnung
in ihn setzen, dass er ihren Le-
bensstandard wirklich verbes-
sern wird. 70 Prozent der US-
AmerikanerInnen denken,
dass die US-Politik in die fal-
sche Richtung läuft und er-
sehnen einen Wechsel, und
das zieht Obama an.

Welche Rolle spielt die Beset-
zung des Irak im Bewusstsein
der US- AmerikanerInnen da-
bei?

Der Irakkrieg ist extrem un-
populär in den USA, die über-

wältigende Mehrheit der US-
Bevölkerung lehnt ihn ab. Da-
durch ist die Unterstützung
für Bush auf 29 Prozent ge-
sunken. Er wird wahrschein-
lich sein Amt als der unpopu-
lärste Präsident, den es jemals
in den USA gab, abgeben. Die
Anti-Kriegs-Bewegung in den
USA dauert an, wenn sie auch
Höhen und Tiefen durch-
schreitet, und zieht viele Ju-
gendliche an. Einige Aktivi-
stInnen sind heute enttäuscht,
dass die Bewegung bislang
nicht erfolgreich war, andere
verschwendeten viel Zeit in
Wahlkampagnen für die De-
mokraten. Da die Gewalt im
Irak zurzeit etwas zurückge-
gangen ist, hat auch die Bewe-
gung etwas an Intensität ver-

loren, das kann sich aber än-
dern, sobald z.B. die Anschlä-
ge wieder zunehmen.

Welche Rolle spielt Socialist Al-
ternative in dieser Bewegung?

Wir organisieren vor allem
Aktivitäten an den Unis und
an Schulen, wie Veranstaltun-
gen oder Schülerdemonstra-
tionen, wie zuletzt im Novem-
ber 2007. Wir werden Ralph
Nader, einen parteilosen anti-
neoliberalen Kriegsgegner,
der dieses Jahr zum vierten
Mal zu den Präsidentschafts-
wahlen kandidiert, unterstüt-
zen. Es ist unklar, wer das Ren-
nen bei den Demokraten ma-
chen wird, aber sowohl Ob-
ama als auch Clinton werden

dieselbe neoliberale Politik ih-
rer Vorgänger umsetzen und
den Krieg nicht beenden. Die
Illusionen in Obama werden
sich dann schnell in Luft auf-
lösen und immer mehr Men-
schen werden bereit sein, eine
wirkliche politische Interes-
sensvertretung der arbeiten-
den Menschen, Jugendlichen
und ImmigrantInnen aufzu-
bauen.

u Greg Breiter ist Mitglied von
Socialist Alternative, der
SLP-Schwesterorganisation
in den USA. Das Interview
führte Conny Dahmen von
unserer deutschen Schwe-
sterorganisation SAV.
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Vorwahlkampf: Linksruck in den USA?

Zypern: 

Dimitris Christofias – ein

Linker wird Präsident 

Die zyprische Sektion des
CWI besteht nicht nur aus
griechischen ZypriotInnen,
sondern hat auch ausgezeich-
nete Beziehungen zu KurdIn-
nen, die dort als Flüchtlinge le-
ben, sowie zu Organisationen
im türkischen Norden. Sie hat
gemeinsam mit der Organisa-
tion "Jugend gegen den Natio-
nalismus" mit der Parole "Wir
wählen Dimitris Christofias.
Wir kämpfen für eine neue
Linke" in den Wahlkampf
interveniert. Dies konnte je-
doch nur eine kritische Unter-
stützung sein. Die Unterstüt-
zung deshalb, weil Christofias
der einzige Kandidat war, der
im Namen der Arbeitnehmer-
Innen und der Linken sprach,
also unter den gegebenen Be-
dingungen der beste Vorschlag
war.

Dabei machten sie jedoch
klar, dass Christofias und die
AKEL nicht die Probleme lösen
werden und nicht die Linke
sind, die konsequent die Arbei-
terInneninteressen und die so-
zialistische Perspektive vertei-
digen. Dafür ist eine neue
wahrhaft sozialistische und
internationalistische Linke
notwendig, die die Fehler des
Stalinismus und der Sozialde-
mokratie vermeidet.

Kosova nach der Unab-

hängigkeitserklärung:

Protektorat des Westens

Das "neue Kosova" ist kein
unabhängiger, souveräner
Staat, sondern eine Art Protek-
torat der westlichen Kräfte. Die
EU wird das Gebiet leiten, ein-
schließlich riesiger Machtbe-
fugnisse für ein sogenanntes
Internationales Ziviles Büro,
"das die Macht haben wird, Ge-
setze zu kippen und kosovari-
sche Beamte zu feuern", so der
Guardian vom 20. Februar. Ko-
sova hat entscheidende geo-
strategische Bedeutung für die
westlichen Imperialisten, be-
sonders in Opposition zu
Russland. (...) Um ein demo-
kratisches und wirtschaftlich
lebensfähiges Kosova zu errei-
chen, ist eine sozialistische
Umgestaltung der Gesellschaft
auf Basis von öffentlichem Ei-
gentum der Unternehmen un-
ter Arbeiterkontrolle und -ver-
waltung notwendig. (...) Ein
unabhängiges sozialistisches
Kosova würde volle kulturelle
und andere Minderheitenrech-
te gewähren. Dies könnte
Autonomie für die serbische
Minderheit beinhalten, wenn
diese das wünscht.

u Vollständige Fassungen auf: 

www.sozialistische-alternative.de

und www.socialistworld.net

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von Laura Rafetseder,
SLP-Wien

Nach den Lokführern streikt
nun der öffentliche Dienst für
höhere Löhne: Eine 8%ige
Lohnerhöhung. Im Unter-
schied zu den Defensivkämp-
fen der vergangenen Jahre
geht es hier nun um offensive
Kämpfe für eine Verbesserung
der Lebensbedingungen -
nicht zuletzt Ausdruck einer
veränderten Stimmung in der
ArbeiterInnenklasse. Die Mit-
te Februar begonnene Warn-
streikwelle erreichte zuletzt ei-
nen neuen Höhepunkt An-
fang März: Der Druck auf die
Ver.di-Spitze ist so groß, dass
Vorsitzender Bsirske sogar mit
unbefristeten Streiks drohen
musste.

Mogelpackung der 
ArbeitgeberInnen

Für Wut unter den 1,3 Milli-
onen Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst sorgt weiterhin
das vorliegende Angebot der
"ArbeitgeberInnen". Dieses
beinhaltet - anders als vielfach
berichtet - keine Einkom-
menserhöhung von fünf Pro-
zent, sondern lediglich eine
stufenweise Anhebung der
Löhne und Gehälter um ins-
gesamt vier Prozent in den
kommenden zwei Jahren so-
wie eine Ausweitung der Lei-
stungsbezahlung um ein Pro-
zent. Im Gegenzug bestehen
Bund und Kommunen aller-
dings auf einer unbezahlten
Verlängerung der Wochenar-
beitszeit auf 40 Stunden.

Solidarisierung

Die Bevölkerung solidari-
siert sich: In München z.B. ha-
ben Eltern begonnen sich hin-
ter die streikenden Erzieher-
Innen zu stellen. Sie haben ei-
nen Elternbrief verteilt und
am 25. Februar 2008 kurzfri-
stig einen ersten Elternabend
organisiert, an dem eine Reihe

von Eltern teilnahmen. Als er-
ster Schritt wurde beschlos-
sen, einen Protestbrief an
Oberbürgermeister Ude zu
schicken. Ab dem ersten
Streiktag will man künftig die
Bezahlung des Essensgelds
verweigern. Die Eltern wollen
nicht, dass Erzieherinnen
Notgruppen aufrechterhalten
müssen. Stattdessen soll eine
alternative Kinderbetreuung
organisiert werden, die der
Stadt mit 10 Euro pro Stunde
und Betreuungsperson in
Rechnung gestellt werden soll.
Außerdem wollen die Eltern
das Büro von OB Ude besu-
chen und ihn auffordern, die

Position von ver.di und GEW
zu unterstützen. Es wird von
ihm gefordert den Personalre-
ferenten der Stadt München
Thomas Böhle (Verhand-
lungsführer der kommunalen
Arbeitgeberverbände) sofort
zu entlassen.

Stimmung radikalisiert sich

Die radikalisierte Stimmung
drückte sich auch aus, als No-
kia die Schließung des Werks
in Bochum und eine Stand-
ortverlagerung nach Rumä-
nien ankündigte. 4.300 Jobs
würden dabei verloren gehen,
die Löhne in Rumänien sind

zehnmal niedriger als in
Deutschland. Das provozierte
enormen Unmut unter der
Bevölkerung, nur die Hälfte
der Belegschaft ging am näch-
sten Tag zur Arbeit, Arbeiter-
Innen blockierten die Straße
zum Werk um ihre Wut aus-
zudrücken.

Die Linke drückt restliche 
Parteien nach links 

Zu der militanteren Stim-
mung in den Gewerkschaften
kommt der Einfluss der Lin-
ken auf die politische Situa-
tion in Deutschland. Die
Schlagzeile von BILD einen

Tag nach der Wahl in Ham-
burg drückte die Sorge der
Herrschenden aus: "Macht
Lafo Deutschland unregier-
bar"? Die Linke ist nicht nur
ein politischer Faktor, sie
zwingt auch die übrigen Par-
teien zu linkerer Rhetorik. Für
alle Befürworter der kleineren
Übel-Logik: Das Beispiel der
Linken in Deutschland zeigt
sehr deutlich, dass die Exi-
stenz einer politischen Alter-
native nicht der Rechten
nützt, sondern Druck auf die
etablierten Parteien ausübt.

Für oder gegen die Interessen
der ArbeitnehmerInnen?

Die Führung der Linken in
Berlin agiert allerdings gegen
die Interessen der Arbeitneh-
merInnen: Eine besondere
Eskalation des Tarifkonflikts
im Öffentlichen Dienst be-
treibt derweil der SPD-Linke-
Senat in Berlin, wo die öffent-
lich Bediensteten seit dem im
Jahr 2003 geschlossenen "Soli-
darpakt" gegenüber ihren
KollegInnen in anderen
Bundesländern deutlich
schlechter gestellt sind. Hier
versuchten Polizeibehörde
und Innensenat am Dienstag,
Angestellte bei der Polizei per
"Notdienstverpflichtung"
vom Streik abzuhalten (Die
SAV ist schon in der Vergan-
genheit gegen die Politik der
SPD-PDS Koalition in Berlin
eingetreten und hat vor den
Auswirkungen einer Fusion
der WASG mit der PDS ge-
warnt). In Aachen dagegen,
wo die SAV für die Linke mit
Marc Treude einen Stadtrat
stellt, brachte sie auf Initiative
der SAV einen Antrag ein, der
die Forderungen der Gewerk-
schaft in der Tarifrunde des
Öffentlichen Dienst unter-
stützt. Die SAV tritt außerdem
für einen bundesweiten Voll-
streik im Öffentlichen Dienst
ein, um die Lohnforderungen
ohne Kompromisse umzuset-
zen.

Linksruck in Deutschland!
Klassenkämpfe, "Linke" Wahlerfolge und wachsende Kapitalismuskritik 

Interview mit dem Sozialisten Greg Beiter aus Seattle, USA.



Als am 13. September 2007
in Wien Brigittenau mehrere
hundert Menschen gegen den
Ausbau des Islamischen
Zntrums in der Dammstraße
demonstrierten, nutzten erst-
mals zirka 100 Neonazis von
AfP, BfJ und NVP diese De-
monstration, um ungehindert
ihre rechtsextremen Sprüche
zu brüllen und ihr Material zu
verteilen. In der Nacht vom
23. zum 24. Februar erreichte
der Naziterror in Wien Brigit-
tenau eine neue Dimension.
Im Haus, in dem die SLP-
Bundessprecherin, Sonja
Grusch, gemeldet ist, sowie in
der näheren Umgebung, wur-
den Nazi-Parolen gesprayt; of-
fenbar mit dem Ziel sie einzu-
schüchtern.

Wer sich mit den Hunden ins
Bett legt, wacht mit Flöhen auf 

Die Vereinnahmung der
"Bürgerinitiative Dammstra-
ße" durch die FPÖ und die
Unterstützung durch die ÖVP
ermöglichten den Rechtsex-
tremen die Demonstration für
ihre Propaganda zu verwen-
den, und so im 20. Bezirk Fuß
zu fassen. Seitdem sind regel-
mäßig Pickerl der rechtsextre-
men NVP zu finden und Na-
zi-Schmierereien an den
Hauswänden werden immer
mehr. Auch SPÖ und Grüne
haben es damals unterlassen
ihre Möglichkeiten zur
Gegenmobilisierung zu nut-
zen. Die SLP ist demgegen-
über eindeutig die aktivste
antifaschistische Kraft in der
Brigittenau. Das behagt den
Rechtsextremen natürlich
nicht, weshalb die SLP schon
öfters Ziel von Angriffen
rechtsextremer Gruppierun-
gen war. Gegen die verschie-
denen Nazi-Organisationen,
die sich durch die FPÖ immer
sicherer fühlen, müssen deut-
liche Zeichen gesetzt werden.
Es ist notwendig, dass bei den
nächsten Kundgebungen und
Demonstrationen nicht nur
einzelne VertreterInnen der
linken und antifaschistischen
Gruppen teilnehmen, son-

dern dass durch eine breite
Mobilisierung gezeigt wird,
dass es hier keinen Platz für
rassistische Hetzer und faschi-
stische Sprayer gibt.

Antifaschistischer Stadtrat 
aus Köln in Wien!

Beispielgebend dafür kann
die Kampagne unserer deut-
schen Schwesterorganisation
SAV sein, die gemeinsam mit
anderen Gruppen im Juni
2007 eine machtvolle antifa-
schistische Demonstration
organisiert hatte. Die rechts-
extreme Gruppierung "Pro-
Köln" hatte zu einem Schwei-
gemarsch gegen den Bau einer
Moschee aufgerufen, an dem
sich neben NPDlern und an-
deren deutschen Neonazis
auch einige hochrangige FPÖ-
ler, angeführt von Strache und
Vilimsky beteiligten.

Weder durch die aufmar-
schierten 1.000 Polizisten
noch durch die Festnahme
mehrerer DemonstrantInnen
- darunter das SAV-Mitglied,
und Mitglied des Kölner Ra-
tes, Claus Ludwig - ließen sich
die 1.500 AntifaschistInnen
einschüchtern, und gaben die
richtige Antwort auf die rassi-
stische Hetze der Rechtsextre-
men. Am Samstag, den 12.
April wird Claus Ludwig ne-
ben Anderen bei einer Veran-
staltung der SLP im Haus der
Begegnung im 20 Bezirk, Raf-
faelgasse 11 - 13 über seine Er-
fahrungen im Kampf gegen
Rassisten und Rechtsextreme
berichten.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen
Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr
Programm!

Feiger Nazi-Anschlag
auf Sozialistin in Wien

Großveranstaltung gegen Rassismus am 12. 4.
im Haus der Begegnung in Wien Brigittenau

Nach Martin Graf (Bur-
schenschaft Olympia, Banken-
Untersuchungsausschuss) hat
die SPÖ im Parlament erneut
einen Rechtsextremisten zum
U-Ausschussvorsitzenden
(Innenministerium) gewählt.
Auch der neue Ausschussvor-
sitzende Peter Fichtenbauer
(FPÖ) ist nämlich einschlägig
vorbelastet: Mitglied der Feri-
alverbindung deutscher Hoch-
schüler und zeitweilig Vizeob-
mann des Vereines "Zur Pflege
des Grabes von Walter Nowot-
ny". Der machte sich das Ge-
denken an den 1944 verstorbe-

nen NS-Fliegerhelden zur Auf-
gabe, das Grab avancierte zum
Treffpunkt der rechten Szene.
(Presse, 28.2.2008). "Interes-
sant" ist die Wahl noch aus
zwei weiteren Gründen: Er-
stens vertritt Fichtenbauer ei-
ne Partei, die selbst im Unter-
suchungszeitraum in der Re-
gierung saß. Zweitens fällt sei-
ne Wahl durch die SPÖ auffäl-
lig in eine Phase der wachsen-
den Koalitionskrise. Wir fra-
gen uns: Wie tief kann die SPÖ
hier noch sinken? Küsst Gu-
senbauer demnächst den Bo-
den der FPÖ-Parteizentrale? 

SPÖ wählt erneut Rechtsextremisten!

Frage des Monats: 

Hat die FPÖ etwas mit 
den Anschlägen auf
Sonja Grusch zu tun? 

Die FPÖ-Brigittenau be-
zeichnete die SLP im Vor-
jahr wegen ihrer antirassi-
stischen und antifaschisti-
schen Aktivitäten als
"Schweine-Lumpen-
Pack".


